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Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozial-
hilfe: Wirkungen auf Löhne, Beschäftigung und
gewerkschaftliche Tarifpolitik

Wolfgang Meyer und Knut Gerlach*

Im Rahmen der sogenannten Hartz-Reformen wurden die bisherige Arbeitslosenhilfe
und die Sozialhilfe für erwerbsfähige Hilfebedürftige zu einer einheitlichen Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende zusammengelegt. Nach einer kurzen Schilderung der mit
den alten Institutionen verbundenen Probleme werden die Regelungen des neuen Ar-
beitslosengeldes II in ihren Grundzügen dargestellt. Anschließend werden die Wirkun-
gen der Reform analysiert. Da das neue System erst vor kurzem eingeführt wurde, ist
eine empirische Überprüfung der tatsächlichen Wirkungen noch nicht möglich. Die
Wirkungsanalyse kann nur auf theoretisch zu erwartende Effekte abgestellt werden.
Dabei wird auf ein partialanalytisches Arbeitsmarktmodell zurückgegriffen. Es zeigt
sich, dass die Anreize für Arbeitsanbieter nur wenig verstärkt wurden und eine Umset-
zung der Angebotserhöhung in zusätzliche Beschäftigung unsicher ist. Mittelfristig sind
positive Beschäftigungseffekte zu erwarten, wenn die Lohnspreizung im unteren Be-
reich erhöht wird und komplementäre Mittel der Beschäftigungsförderung eingesetzt
werden.
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1 Einführung

Sozialhilfe und Arbeitslosenversicherung sind zwei
Elemente des sozialen Netzes in Deutschland, die in
Folge der anhaltenden Wachstums- und Struktur-
schwächen der deutschen Wirtschaft und der damit
verbundenen Massenarbeitslosigkeit zunehmend in
Anspruch genommen werden. Obwohl die beiden
Hilfesysteme die Aufgabe haben, die Folgen der Ar-
beitslosigkeit zu mildern, stehen sie im Verdacht,
über verschiedene Wirkungskanäle selbst zu den
Arbeitsmarktproblemen beizutragen. Im Zuge der
sogenannten Hartz-Reformen hat die Regierung die
Kritik an den bestehenden Institutionen aufgenom-
men und eine Fülle von Änderungen vorgenommen.
Unter anderem ist ab 01.1.2005 für erwerbsfähige
Hilfebedürftige die Sozialhilfe und die Arbeitslosen-
hilfe zum Arbeitslosengeld II zusammengelegt wor-
den. Dadurch sollen Verhaltensrisiken verringert
und die Wiedereingliederung der Arbeitslosen in
den Arbeitsmarkt beschleunigt werden. Die Initia-
toren der Hartz-Kommission zielten auf eine „Ab-
senkung der Arbeitslosigkeit bis zum 31.12.2005 um
2 Mio. bei gleichzeitiger Verkürzung der Dauer der
Arbeitslosigkeit.“ (Hartz-Kommission 2002: 129).
Kurzfristig führte die Integration der beiden Unter-
stützungssysteme allerdings zunächst zu einer Erhö-
hung der Arbeitslosigkeit, da alle erwerbsfähigen
Sozialhilfeempfänger jetzt als Arbeitslose registriert
werden1. Im Februar 2005 stieg die Zahl der Ar-
beitslosen u. a. aus diesem Grund auf das Nach-
kriegsrekordniveau von 5,3 Millionen (Bundesagen-
tur 2005: 14).

Im Folgenden wird auf die mit den „alten“ Regelun-
gen bestehenden Probleme kurz eingegangen. Da-
ran schließt sich eine geraffte Darstellung der mit
der Zusammenführung von Sozialhilfe und Arbeits-
losenhilfe zum Arbeitslosengeld II beschlossenen
Änderungen an (Allmendinger/Eichhorst/Walwei
2005). Im folgenden Abschnitt werden die Wirkun-
gen der Hartz IV-Reform auf das Arbeitsangebot
und die Arbeitsnachfrage untersucht. Bei der Wir-
kungsanalyse kann nur auf theoretisch zu erwar-
tende Effekte abgestellt werden, da das neue Sys-
tem erst seit kurzem eingeführt ist. Ob und in
welchem Ausmaß die zu erwartenden Verhaltens-
änderungen tatsächlich eintreten, lässt sich zum ge-
genwärtigen Zeitpunkt noch nicht feststellen. Mit
Veränderungsvorschlägen und einem Fazit schließt
der Beitrag.

1 Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung hat im Jahresgutachten 2004/05 ver-
sucht, den Einfluss der neuen Regelungen auf die Arbeitslosen-
quote zu quantifizieren. Er rechnete für Anfang 2005 mit bis zu
400 000 zusätzlichen Arbeitslosen (SVR 2004: 345).
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2 Probleme der Regelungen in der
Ausgangssituation (vor Hartz-
Gesetzen)

Für die soziale Sicherung von Arbeitslosen gab es
bisher zwei institutionalisierte Hilfesysteme, die Ar-
beitslosenversicherung und die Sozialhilfe. Die Ar-
beitslosenversicherung bildete mit den Lohnersatz-
leistungen (Arbeitslosengeld und -hilfe) die primäre
Sicherungsebene. Für diejenigen, die auf dieser
Ebene keine ausreichende Unterstützung erhielten,
bot die Sozialhilfe eine Grundsicherung in Form der
Hilfe zum Lebensunterhalt (HLU).2

Die Regelungen zu den Lohnersatzleistungen wer-
den schon seit längerem kritisiert (z. B. Atkinson/
Micklewright 1991, Hunt 1995, Hujer/Schneider
1996, Steiner 1997 und 2003). Höhe und insbeson-
dere Dauer der Transferzahlungen beeinflussen das
Suchverhalten der Arbeitslosen und begünstigen ein
individuelles Verhaltensrisiko.3 Zusätzlich sorgt die
Absicherung für ein kollektives Verhaltensrisiko sei-
tens der Gewerkschaften in den Tarifverhandlun-
gen.

Angesichts der Struktur der Arbeitslosigkeit, mit ih-
ren hohen Anteilen an Langzeitarbeitslosen, kon-
zentrierte sich die Kritik zunehmend auf die beiden
Teilsysteme, die von dieser Personengruppe vor al-
lem in Anspruch genommen werden, nämlich auf
die Arbeitslosen- und die Sozialhilfe. Erstere erhält,
wer bedürftig ist, als Arbeitsloser registriert ist und
keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld hat. Der An-
spruch ist zeitlich nicht begrenzt. Hat der Arbeits-
lose Einkommen (netto) aus einer Beschäftigung
unter 15 Std. pro Woche, so wird dies nach Abzug
eines Freibetrags (20% der Arbeitslosenhilfe,
höchstens 165 Euro) vollständig angerechnet. Die
institutionelle Ausgestaltung wie die organisatori-
sche Angliederung der Arbeitslosenhilfe an die
Bundesagentur für Arbeit suggerierten, dass es sich
um eine Leistung nach dem Versicherungsprinzip
handelt, während sie tatsächlich analog zur Sozial-
hilfe eine steuerfinanzierte Fürsorgeleistung dar-
stellte. Durch die Orientierung am letzten Lohn und
die unbegrenzte Zahlungsdauer schwächte sie die
Anreize zur Reintegration in den Arbeitsmarkt.

Im Bereich der Sozialhilfe konzentriert sich die Kri-
tik auf die Hilfe zum Lebensunterhalt (HLU). Der

2 Ein zweiter Zweig der Sozialhilfe bot Bedürftigen Unterstüt-
zung in besonderen Lebenslagen (HBL) u. a. bei Behinderungen
und Pflegebedürftigkeit.
3 Diesen negativen Effekten stehen allerdings positive Einflüsse
auf die Matchingqualität in Folge längerer Suchdauer gegenüber
(Gangl 2002).
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HLU-Anspruch wird für Bedarfsgemeinschaften er-
mittelt. Die Anspruchsdauer ist nicht begrenzt.
Nach dem Grundsatz der „Hilfe zur Selbsthilfe“
muss der Transferempfänger aktiv mitwirken, seine
Hilfsbedürftigkeit zu überwinden. Für Arbeitsfä-
hige, die Ende 2002 etwa 45 Prozent aller Empfän-
ger von HLU ausmachten (Haustein/Krieger 2004:
197), bedeutet dies, dass sie sich, unterstützt vom
Sozialhilfeträger und der Arbeitsagentur, um eine
Arbeitsstelle bemühen müssen. Unterbleibt dies,
sind Kürzungen der Transfers vorgesehen. Wird ei-
genes Arbeitseinkommen erworben, erfolgt nach
Ausschöpfung eines Grundfreibetrages eine zu-
nächst partielle und danach totale Anrechnung auf
die Sozialhilfe; die Transferentzugsrate betrug 2004
bis zu einem Monatsverdienst von etwa 74 Euro
Null Prozent und stieg dann über 85 Prozent ab ei-
nem Monatsnettoeinkommen von 540 Euro auf 100
Prozent.4 Hinzu kommt, dass dann, wenn der Zu-
verdienst die Freigrenze für geringfügige Beschäfti-
gung überschreitet, Sozialversicherungsbeiträge ge-
zahlt werden müssen.5 Einkommensteuern fallen in
diesem Einkommensbereich dagegen i.d.R. nicht
an: Sie setzen zumindest bei Alleinstehenden erst
bei einem Betrag ein, bei denen kein Sozialhilfean-
spruch mehr besteht.

Der Erfolg der Sozialhilfe bemisst sich bei arbeitsfä-
higen Transferempfängern nicht nur am Ziel der Ar-
mutsvermeidung, sondern auch daran, ob deren Re-
integration in den Arbeitsmarkt gelingt. An der Er-
reichung des zweiten Ziels bestehen Zweifel, die mit
einem mangelnden Lohnabstand und zu hohen
Transferentzugsraten begründet werden (z. B. Bert-
hold/v. Berchem 2003, Breyer et al. 2004). Zwar for-
dert § 22 BSHG, dass bei einem Ehepaar mit drei
Kindern die durchschnittlichen Transferleistungen
unter dem potenziellen Nettoeinkommen bei Er-
werbstätigkeit eines alleinverdienenden Vollzeitbe-
schäftigten liegen müssen, aber selbst wenn diese
Bedingung eingehalten ist, sagt es noch nichts darü-
ber aus, ob und in welchem Maße der Lohnabstand
tatsächlich anreizwirksam ist. In zwei neueren Ar-
beiten (SVR 2002: 342 ff., Schneider 2004) wird ge-
zeigt, dass die Wahrscheinlichkeit des Sozialhilfebe-
zugs steigt, wenn der Lohnabstand sinkt und dass
die Wahrscheinlichkeit des Ausscheidens aus der So-

4 Im BSHG ist in § 76 (2a) festgelegt, dass für Erwerbstätige ein
angemessener Betrag vom Einkommen abzusetzen ist. Die Kon-
kretisierung erfolgt auf Länderebene und folgt häufig einem Vor-
schlag des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes (Feist 2000: 74 ff.):
Absetzbetrag A = 1⁄4 Regelsatz + (15/100)(Nettoeinkommen Ð
1⁄4 Regelsatz) mit Amax = 1⁄2 Regelsatz.
5 Bis zur Einführung der Midijobs im Jahre 2003 war die hier-
durch entstehende Grenzbelastung sehr hoch. Durch die Einfüh-
rung der Gleitzone von 400 bis 800 Euro ist der Übergang abge-
mildert worden.
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zialhilfe mit dem Verhältnis von Potenzialarbeitsein-
kommen und Transferhöhe zunimmt.

Die Höhe des Anspruchslohnes eines Arbeitslosen
wird aber nicht nur durch die Höhe der Sozialhilfe
bei Erwerbslosigkeit bestimmt, sondern hängt auch
von der Grenzbelastung bei einer Arbeitsaufnahme
ab.6 Die Grenzbelastung wird ihrerseits stark von
der Transferentzugsrate beeinflusst, die wie aufge-
zeigt relativ hoch und damit anreizfeindlich ist.
Zwar gibt es die Möglichkeit, eine Ablehnung von
zumutbaren Arbeitsangeboten durch Transferkür-
zungen zu sanktionieren, aber da es nur ein geringes
Stellenangebot im Segment der Geringqualifizierten
gibt, lässt sich Arbeitsunwilligkeit schwer nachwei-
sen. Um Rechtsstreitigkeiten aus dem Weg zu ge-
hen, nahm die Verwaltung Kürzungen daher nur re-
lativ selten vor. Die mit den Regelungen verbunde-
nen Anreizprobleme können, Card (2000) folgend,
auch anhand der Budgetbeschränkung eines Ar-
beitsanbieters ohne Vermögenseinkommen verdeut-
licht werden.

Die linke Abbildung zeigt die Budgetbeschränkung
einer Person mit einer Basisunterstützung von B, die
bei einer Arbeitsaufnahme mit einer Transferent-
zugsrate von 100 Prozent konfrontiert ist. Erst ab
einem Arbeitsangebot von h1 = B/w̄ Stunden wird
beim gegebenen Lohnsatz w̄ ein Arbeitseinkommen
in Höhe der Basisunterstützung erreicht. Transfer-
empfänger werden nicht arbeiten, sofern Arbeit mit
Disnutzen verbunden ist. Wird die Transferentzugs-
rate gesenkt, wie in der rechten Abbildung, entste-
hen für die „Altempfänger“ aufgrund der jetzt nied-
rigeren Grenzbelastung Arbeitsanreize. Zwar ergibt
sich bei höheren Nettoeinkommen ein negativer
Einkommenseffekt auf das Arbeitsangebot, aber bei
der insgesamt geringen Einkommenshöhe dürfte
dieser nicht stark ausfallen. Für die sogenannten
„windfall beneficiaries“ mit vorherigem Angebot
zwischen h1 und h2 sind dagegen eindeutig negative
Anreize vorhanden (sowohl Einkommens- wie Sub-
stitutionseffekt wirken in Richtung auf Verminde-
rung des Angebots). Eine dritte Gruppe umfasst
Leute, die in der Ausgangssituation ein Angebot
knapp oberhalb von h2 haben und für die es lohnend
ist, durch Senkung des Angebots in den Unterstüt-
zungsbereich zu rutschen. Der Gesamteffekt auf das
Arbeitsangebot ist unter den angenommenen Be-
dingungen nicht eindeutig. Die Existenz von „wind-
fall beneficiaries“ führt auch zu hohen fiskalischen

6 Breyer (2003) wendet sich gegen den seiner Meinung nach weit
verbreiteten Irrtum, die Höhe der Sozialhilfe stelle einen An-
spruchs- oder Mindestlohn dar und zeigt deren Bestimmungsfak-
toren im Rahmen eines Arbeitsangebotsmodells auf.
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Kosten.7 Um sowohl die Angebotsanreize zu ver-
stärken als auch die Kosten zu senken, muss die
Gruppe der windfall beneficiaries möglichst klein
gehalten werden. Daher wird eine Beschränkung
der Unterstützung auf bestimmte Zielgruppen (z.B.
Einstiegsgeld für Langzeitarbeitslose) empfohlen
oder eine gleichzeitige Absenkung des Basisniveaus,
im Extremfall so weit, dass h2 auf den alten Wert h1

fällt.

Die Kritik an den Sozialhilferegelungen bezieht sich
nicht nur auf das Verhalten der Arbeitslosen, son-
dern richtet sich auch an die Gewerkschaften. Ihnen
wird vorgeworfen, dass sie das Lohnabstandsgebot
als Auftrag zur Erhöhung der Löhne in den unteren
Tarifgruppen interpretieren (Wiss. Beirat 2002: 13)
und dadurch zur Verringerung der Nachfrage nach
Geringqualifizierten beitragen.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass Arbeits-
losen- oder Sozialhilfe nicht genügend Anreize
zur Arbeitsaufnahme geben und ein individuelles
und kollektives Verhaltensrisiko beinhalten. Hinzu
kommt, dass das Nebeneinander der beiden Hilfe-
systeme verwaltungsmäßig ineffizient ist, zumal ein
Teil der Hilfebedürftigen von beiden Systemen Un-
terstützung empfängt. Neben der mangelnden Effi-
zienz ist aber auch eine Gerechtigkeitslücke zu kon-
statieren, da nicht überzeugend zu begründen ist,
warum in zwei Fürsorgesystemen mit gleichen Auf-
gaben unterschiedliche Regelungen angewendet
werden, die im Durchschnitt Arbeitslosenhilfeemp-
fänger gegenüber Empfängern von Sozialhilfe be-

7 Das DIW ermittelte für die Einführung eines Bürgergeldes fis-
kalische Kosten vor allem in Form von Steuerausfällen und Trans-
ferzahlungen die netto je nach Modellvariante zwischen 69 und
187 Milliarden DM lagen (DIW 1996).
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günstigen. Zahlreiche Reformvorschläge (z. B. Sinn
et al. 2002, SVR 2002, Wiss. Beirat 2002, Breyer
et al. 2004, Steiner 2004) stimmen daher in folgen-
den Punkten überein:

� Integration von Arbeitslosen- und Sozialhilfe in
ein einheitliches Fürsorgesystem mit Regelungen
ähnlich zur bisherigen Sozialhilfe;

� Herabsetzung des Unterstützungsniveaus für ar-
beitsfähige Transferempfänger, die nicht arbei-
ten;

� Verringerung der Transferentzugsrate.

Dies sind auch die Grundelemente, die von der
Hartz-Kommission (2002: Modul 6) in ihren Vor-
schlag aufgenommen wurden.

3 Änderungen im Rahmen von Hartz IV

Mit dem Vierten Gesetz für moderne Dienstleistun-
gen am Arbeitsmarkt (Hartz IV) wurde 2004 der
hier interessierende Bereich der Arbeitslosen- und
Sozialhilfe neu geordnet.8 Im Kern sieht das Gesetz
die Zusammenlegung der beiden Hilfesysteme zu ei-
ner im SGB II geregelten „Grundsicherung für Ar-
beitsuchende“ vor. Bei Bedürftigkeit erhalten er-
werbsfähige Hilfebedürftige das neu geschaffene

8 Bei der Diskussion der Gesetzesvorhaben wurde immer wieder
darüber gestritten, ob die Vorschläge der Kommission „eins zu
eins“ umgesetzt seien. W. Jann und G. Schmid, zwei Mitglieder
der Hartz-Kommission, meinen, dass der letztlich gefundene
Kompromiss weitgehend den Vorstellungen der Kommission folgt
(Jann/Schmid 2004: 14).
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Arbeitslosengeld II9 und die mit ihnen in Bedarfsge-
meinschaft lebenden nichterwerbsfähigen Angehö-
rigen ein Sozialgeld. Die übrigen nichterwerbsfähi-
gen Sozialhilfeempfänger erhalten gemeinsam mit
Empfängern der 2003 eingeführten Grundsicherung
im Alter die „neue“ Sozialhilfe nach dem SGB XII.

Die Grundsicherung für Arbeitsuchende folgt der
Maxime „Fördern und Fordern“. Sie umfasst Leis-
tungen der staatlichen Institutionen zur Sicherung
des Lebensunterhalts sowie zur Förderung der In-
tegration in den Arbeitmarkt und fordert, dass er-
werbsfähige Transferempfänger an Maßnahmen zur
Eingliederung in Arbeit aktiv mitwirken. Dabei ist
dem Betroffenen jede Arbeit zumutbar, sofern sie
nicht den „guten Sitten“ widerspricht. Löhne, die
die tariflichen oder ortsüblichen Entgelte unter-
schreiten, sind damit eingeschränkt zulässig. Die Er-
mittlung der Bedürftigkeit wie die Zumessung der
monetären Transfers folgt im Wesentlichen den
strengeren Regeln der früheren Sozialhilfe, wobei
Einzelleistungen jetzt überwiegend pauschaliert
werden. Der Regelsatz für einen Alleinstehenden
beträgt 345 Euro in West- und 331 Euro in Ost-
deutschland; die Sätze werden analog den gesetzli-
chen Renten dynamisiert. Hinzu kommen die Über-
nahme der Warmmiete für eine angemessene Woh-
nung und die Beiträge für die Kranken-, Pflege- und
Rentenversicherung. Haben die Hilfebedürftigen
vorher Arbeitslosengeld Ð jetzt Arbeitslosengeld
I Ð bezogen, erhalten sie für zwei Jahre einen Zu-
schlag, der im ersten Jahr zwei Drittel der Differenz
von ALG I und II (maximal 160 Euro) beträgt und
im zweiten halbiert wird.

Für Bedarfsgemeinschaften mit Kindern gibt es eine
Änderung des § 6a des Bundeskindergeldgesetzes,
die bewirkt, dass bis zu drei Jahre ein Zuschlag zum
Kindergeld gezahlt wird, wenn dadurch das Ein-
kommen so steigt, dass ein Anspruch auf ALG II
entfällt. Dies ist zur Vermeidung einer Stigmatisie-
rung sowie zur Verwaltungsvereinfachung im Prin-
zip sinnvoll. Die Abstimmung mit den übrigen Re-
geln ist aber nicht gut gelungen, so dass beim Weg-
fall des Zuschlags eine sehr hohe Grenzbelastung
entsteht (SVR 2004: 189 f.).

Zur Förderung der Eingliederung in Arbeit soll je-
der ALG-II-Empfänger von einem Fallmanager in
einem neu zu bildenden Job Center betreut werden.
Die in einer individuellen Beratung festgelegten In-
tegrationsschritte werden in einer Eingliederungs-

9 Die neue Bezeichnung verdeckt noch stärker als die alte die
Tatsache, dass es sich nicht um eine Versicherungsleistung, son-
dern um eine steuerfinanzierte Transferleistung handelt.
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vereinbarung schriftlich fixiert. Bei einer Arbeits-
aufnahme wird das Einkommen teilweise angerech-
net. Die Transferentzugsrate beträgt über weite Ein-
kommensbereiche 85 Prozent, ist im Bereich
zwischen 401 und 900 Euro auf 70 Prozent herabge-
senkt und steigt ab 1500 Euro auf 100 Prozent. Da
oberhalb der Minijobgrenze Sozialversicherungsbei-
träge und gegebenenfalls auch Steuern fällig wer-
den, ist die Grenzbelastung in diesem Bereich noch
höher als durch die Prozentsätze angegeben. Unter
Umständen kann die gesamte Entzugsrate auch 100
Prozent übersteigen. Um die Attraktivität einer Ar-
beitsaufnahme zu steigern, kann nach der Entschei-
dung des Fallmanagers für maximal 24 Monate ein
Einstiegsgeld bezahlt werden, das sich an der Ar-
beitslosigkeitsdauer und der Haushaltsgröße orien-
tiert. Ist eine Vermittlung in Arbeit nicht möglich,
können im öffentlichen Interesse liegende Arbeits-
gelegenheiten geschaffen werden, für die eine Mehr-
aufwandsentschädigung gezahlt wird (sogenannte
1-Euro-Jobs); bei Transferempfängern unter 25 Jah-
ren ist das verpflichtend. Bei Ablehnung eines Ar-
beitsangebotes erfolgen wie früher Leistungskür-
zungen.

Relativ kontrovers war die Frage, wer für das
ALG II organisatorisch zuständig sein sollte, entwe-
der die Bundesagentur für Arbeit oder die Kommu-
nen. Der gefundene Kompromiss sieht eine Beteili-
gung beider im Rahmen von Arbeitsgemeinschaften
vor. Eine Experimentierklausel erlaubt 69 Kommu-
nen die alleinige Trägerschaft.

4 Theoretischer Argumentationsrah-
men und Beurteilung der Wirkungen

Die Reform zielt auf die Erhöhung der Zahl der re-
gulären Beschäftigten und die Verringerung der Ar-
beitslosigkeit ab. Bei der Beurteilung ihrer Wirkun-
gen steht daher vor allem das Verhalten der Betrof-
fenen im Vordergrund. Wie bei jeder Evaluation
geht es im Prinzip darum, das Verhalten einer Pro-
grammgruppe, welche einer Regelungsänderung
oder Maßnahme unterliegt, dem einer vergleichba-
ren Kontrollgruppe gegenüberzustellen, die von den
Änderungen nicht Ð oder noch nicht Ð betroffen
ist. Nur dann können beobachtete Verhaltensände-
rungen als Wirkung der Maßnahme interpretiert
werden. Da das Gesetz für alle gleichzeitig in Kraft
getreten ist, existiert hier keine Kontrollgruppe.
Vergleichbar bleibt zwar das Verhalten der Hilfebe-
dürftigen vor und nach der Reform, aber da sich
die Rahmenbedingungen der Jahre 2004 und 2005
unterscheiden, kann man Verhaltensunterschiede
eben nicht eindeutig der hier interessierenden Rege-
lungsänderung zurechnen.
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Wenn die Zahl der von Änderungen Betroffenen
klein ist, reicht ein Vergleich der direkten Verhal-
tenseffekte aus. Bei der hier betrachteten Reform
der Arbeitslosen- und Sozialhilfe sind allerdings
mehrere Millionen Menschen betroffen und daher
kann es auch indirekte Effekte auf der Makroebene
geben, die zusätzlich zu berücksichtigen sind. Für
die Evaluation mikro- wie makroökonomischer Ef-
fekte ergibt sich allerdings das Problem, dass der
Zeitraum seit Einführung des Arbeitslosengeldes II
noch zu kurz ist, um empirische Analysen durchzu-
führen. Die folgenden Ausführungen stützen sich
daher auf theoretisch zu erwartende Effekte und auf
empirische Analysen vergleichbarer vergangener
Entwicklungen. Dabei wird so vorgegangen, dass
zunächst die Arbeitsangebotswirkungen der Hartz
IV-Reform für gering qualifizierte Arbeitskräfte in
einem partialanalytischen Arbeitsmarktmodell un-
tersucht werden. Diese Schwerpunktsetzung erfolgt,
weil Arbeitsanreize und das effektive Arbeitsange-
bot die Kernelemente der Reform sind. Diese Stra-
tegie wird nur dann erfolgreich sein, wenn sich eine
entsprechende Arbeitsnachfrage entwickelt. So wer-
den in einem zweiten Schritt kurze Überlegungen
zu möglichen Wirkungen der Reform auf die Ar-
beitsnachfrage vorgestellt. Der Leitgedanke, der
den Ausführungen zugrunde liegt, ist folglich, dass
nur eine Lösung der Anreizprobleme der Arbeitsan-
bieter, vor allem der gering Qualifizierten, und eine
die Nachfrage nach Arbeit stimulierende Senkung
ihrer Löhne die Arbeitslosigkeit mittelfristig redu-
zieren kann (Schöb/Weimann 2003).

4.1 Wirkungen auf das Arbeitsangebot

Im Folgenden soll ein partialanalytisches Arbeits-
marktmodell für gering qualifizierte Arbeitskräfte
unter Berücksichtigung institutioneller Regelungen
des Steuer-Transfer-Systems betrachtet werden
(ähnlich Jerger/Spermann 1996). In Abbildung 2 ist
links oben das Arbeitsangebot in Abhängigkeit vom
Nettolohn abgetragen.10 Die Kurve beginnt unter-
halb von B1 (Basistransfer), weil einige Transfer-
empfänger Arbeit als soziales Gut empfinden oder
sich Chancen ausrechnen, über einen Einstieg in
schlechtbezahlte Jobs in bessere aufzusteigen.
Rechts oben ist das Steuer-Transfer-System darge-
stellt. Hier wird vereinfachend davon ausgegangen,
dass eine Transferentzugsrate von 100% besteht.

10 Problem hierbei ist, dass damit eine bestimmte Arbeitsange-
botsreaktion unterstellt ist. Korrekt müsste diese Kurve auch in
Abhängigkeit vom Nichtarbeitseinkommen verlaufen. Dies än-
dert sich aber durch die Maßnahmen und die Kurve kann sich
nach rechts oder links verschieben, je nach dem wie hoch Ein-
kommens- und Substitutionseffekte ausfallen.
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Der Nettolohn kann unter Berücksichtigung des
kombinierten Steuer-Transfer-Tarifs in einen Brutto-
lohn übersetzt werden und so erhält man die Ar-
beitsnachfragekurve links unten. Die Arbeitsnach-
frage ist ebenfalls links unten eingezeichnet. Ar-
beitslosigkeit im Niedriglohnsektor besteht, wenn
entweder die Arbeitsnachfrage beim Basistransfer
geringer ist als das Arbeitsangebot oder die Ge-
werkschaften einen Mindestlohn oberhalb des Ba-
sistransfers durchsetzen.

In Abbildung 3 ist die Wirkung einer Absenkung
der Transferentzugsrate und des Basistransfers dar-
gestellt. Die Senkung der Transferentzugsrate führt
dazu, dass der Basistransfer den Charakter eines
Mindestlohnes verliert. Die Aufnahme einer Arbeit
verbessert die Situation der Transferempfänger und
lässt Arbeit bei einem gesunkenen Reservations-
lohn auch schon bei einem geringen Lohn attraktiv
werden. Wird die Unterstützungsgrenze nicht verän-
dert, dann dominiert dieser Effekt. Würde sie ange-
hoben, stünden dem allerdings negative Angebots-
effekte der „windfall beneficiaries“ gegenüber, die
neu ins System aufgenommen werden. Eine zusätzli-
che Beschäftigung ergibt sich aus dieser Maßnahme
nur bei nicht bindender tariflicher Mindestlohn-
schranke. Dies ist jedoch zu erwarten, wenn zentrale
Ergebnisse gängiger Gewerkschaftsmodelle zu-
grunde gelegt werden.

Sowohl nach dem gewerkschaftlichen Monopol- wie
dem Verhandlungsmodell (right-to-manage model)
führt eine Abnahme der Höhe und Dauer des Ar-
beitslosengeldes zu einer Verringerung des Lohnsat-
zes mit einer entsprechenden Beschäftigungsauswei-
tung (Booth 1995: 100, 127). In dem Modell effizien-
ter Verhandlungen ist eine Senkung der Lohnersatz-
leistung bei risikoaversen Gewerkschaftsmitgliedern
mit einer Verschiebung der Kontraktkurve im Be-
schäftigungs-Lohndiagramm nach rechts verbunden.
Die Rententeilungskurve hingegen wird durch diese
Senkung nicht beeinflusst. Der ausgehandelte Lohn
nimmt weniger stark ab als die Lohnersatzleistung.
Obwohl sich die Differenz vergrößert, wird auch in
diesem Modell die Beschäftigung im Allgemeinen
zunehmen (Booth 1995: 133). Zudem sind Langzeit-
arbeitslose nur unvollkommene Substitute für Be-
schäftigte, weil sich ihr Humankapital verringert
und ihre Arbeitseinstellung abschwächt. Sie dürften
folglich keinen großen Einfluss auf die Lohnbildung
ausüben. Wenn durch die Hartz IV-Reform die
Struktur der Arbeitslosigkeit verändert würde
(mehr Kurzzeit- und weniger Langzeitarbeitslosig-
keit), hätte das eine lohndämpfende Wirkung. So
wurde für 19 OECD-Länder für den Zeitraum
1985Ð2002 in einer Random-Effects-Schätzung
nachgewiesen, dass eine großzügige Arbeitslosen-
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unterstützung die Inzidenz von Langzeitarbeitslosig-
keit erhöht (OECD 2004). Insgesamt ist somit auch
unter den Bedingungen des deutschen Systems der
industriellen Beziehungen zu erwarten, dass die
durchschnittlichen Senkungen des Transferniveaus
und insbesondere die verringerte Zahlungsdauer
des Arbeitslosengeldes I zu einer Reallohnsenkung,
zumindest zu einem schwächeren Anstieg der Real-
löhne führen wird und damit eine Beschäftigungser-
höhung induzieren werden. Ersteres wird auch von
den Gewerkschaften so gesehen (DGB 2004).

Das Ausmaß der zusätzlichen Beschäftigung ist von
der Stärke der Angebotseffekte und der Elastizität
der Nachfrage im Niedriglohnbereich abhängig. Wie
es hiermit aussieht, soll im Folgenden betrachtet
werden.

In der Planungsphase wurde damit gerechnet, dass
schätzungsweise 2,5 Millionen erwerbsfähige Hilfe-
empfänger von der Zusammenlegung der Arbeitslo-
sen- und der Sozialhilfe betroffen sein würden (SVR
2003: 402). Vor allem die anhaltende Arbeitsmarkt-
schwäche hat aber dazu geführt, dass sich die Zahl
deutlich erhöht hat. Die Bundesagentur für Arbeit
weist für September 2005 4,8 Millionen ALG II
Empfänger aus, darunter 2,8 Millionen Arbeits-
lose.11 Ihre Arbeitsangebotsreaktionen hängen da-
von ab, wie sich das Unterstützungsniveau einerseits
und die Anrechnungsregeln für Hinzuverdienste an-
dererseits verändern.

Unterstützungsniveau

Für frühere Empfänger von Sozialhilfe sind die Än-
derungen verhältnismäßig gering. Der Regelsatz
steigt, während gleichzeitig viele situationsspezifi-
sche Einzelleistungen wegfallen. Begünstigt werden
sie durch den jetzt erfolgten Einbezug in die Sozial-
versicherungen. Für die vormaligen Bezieher von
Arbeitslosenhilfe sind die Auswirkungen häufig
stärker, da ein Wechsel der Prinzipien, nach denen
sich die Transfers bemessen, erfolgt ist. Gewinner
der Reform sind vor allem jene, die vor der Arbeits-
losigkeit einen geringen Verdienst Ð und damit ge-
ringe Arbeitslosenhilfe Ð hatten sowie Bedarfsge-
meinschaften mit Kindern. Zu den Verlierern zählen
insbesondere Paarhaushalte bei Erwerbstätigkeit
des Partners und Einzelpersonen mit früher höhe-
rem Einkommen. Nach Berechnungen des IAB ver-
lieren ca. 17 Prozent der früheren Arbeitslosenhilfe-

11 Nichtarbeitslose Transferempfänger sind u. a. Personen die we-
gen Ausbildung oder Betreuungsaufgaben nicht zur Vermittlung
zur Verfügung stehen, in einer Arbeitsgelegenheit beschäftigt
sind oder in einem Beschäftigungsverhältnis mit geringem Ver-
dienst stehen (Bundesagentur 2005: 9).
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empfänger ihren Anspruch ganz, bei 44 Prozent ver-
ringert sich die Höhe des Transfers und bei 39 Pro-
zent erhöht sie sich (Blos/Rudolph 2005). Dabei
sind die absoluten Einkommensverluste im Durch-
schnitt etwa zwei bis drei Mal so hoch wie die
-gewinne.

Im Hinblick auf die Arbeitsanreize ist aber nicht nur
ein Vergleich mit früher interessant, sondern auch
ein Vergleich der Transfers mit potenziellen Arbeits-
einkommen. Bei einer 40-Std.-Woche müssen Al-
leinstehende danach einen Bruttolohn von 3,70 bis
5,65 Euro verdienen, um ein dem Transfer entspre-
chendes Einkommen zu erhalten, ein verheirateter
Alleinverdiener müsste auf Löhne von 7,10 bis
9,80 Euro kommen.12 Diese Werte liegen größten-
teils im Niedriglohnsegment. Boss/Christensen/
Schrader (2005) ermitteln für charakteristische
Gruppen von ALG-II-Empfängern anhand einer
Fortschreibung der Lohnstrukturerhebung von 2001
deren hypothetische Einkommen 2005 und stellen
diese den ALG-II-Ansprüchen gegenüber. Dabei
zeigen sich geringe Lohnabstände für Transferemp-
fänger mit geringen Qualifikationen, solche mit Kin-
dern und mit nicht erwerbstätigen Partnern, die
noch absinken, wenn eine Beschäftigung im ostdeut-
schen Dienstleistungssektor gesucht wird. Bei die-
sen Gruppen ist daher mit Anreizproblemen zu
rechnen. Ausreichende Lohnabstände ergeben sich
dagegen für Hochqualifizierte und bei erwerbstäti-
gem Partner. Zusammenfassend lässt sich sagen,
dass die Folgen der Reform für das Unterstützungs-
niveau differenziert sind und dass die in der Öffent-
lichkeit häufig beschriebene Tendenz einer allgemei-
nen und starken Absenkung keineswegs zutrifft.

Änderung der Transferentzugsrate

Wie bereits geschildert, ist der Basisfreibetrag ent-
fallen. Dies führt gegenüber den früheren Sozialhil-
feregeln zu einer Verringerung des Nettoeinkom-
mens.13 Die Transferentzugsrate ist zunächst bei ge-
ringem Arbeitseinkommen aufgrund des Wegfalls
des Basisfreibetrages erhöht. Allerdings ist die
Grenzbelastung bei einem Alleinstehenden bereits
ab etwa 500 Euro geringer als früher.14 Im Sinne
einer dauerhaften Integration ist die Begünstigung

12 Der höhere Wert ergibt sich, wenn im ersten Jahr nach Über-
gang aus dem ALG I der maximale Zuschlag zum Regelsatz ge-
zahlt wird (Cichorek/Koch/Walwei 2005a): 2).
13 Nach Berechnungen des Sachverständigenrates gilt dies bis zu
einem Bruttoeinkommen von etwa 800 Euro (SVR 2004: 189).
Boss/Elendner (2005: 57) vergleichen die neuen Regeln mit hypo-
thetischen Sozialhilfesätzen für 2005 und in diesem Fall bleiben
die neuen Nettoeinkommen kontinuierlich unter den alten.
14 Abweichend hierzu besteht im Bereich des Kinderzuschlags in
einem Intervall von 200 Euro eine Grenzbelastung von über 200
Prozent (SVR 2004: 189).
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der Aufnahme von Beschäftigungsverhältnissen mit
höherer Stundenzahl und höheren Löhnen durchaus
sinnvoll. Allerdings sind gegenwärtig für die meisten
Transferempfänger Minijobs wohl eher zugänglich
und in diesem Bereich sind die Anreize gerade
schwächer geworden. Es kommt hinzu, dass die An-
rechnungsregeln intransparent sind, da sie sich ei-
nerseits auf das Nettoeinkommen beziehen, die An-
rechnungsklassen aber auf der Ebene des Bruttoein-
kommens definiert sind (Knabe 2005: 169 f.). Ob-
wohl die Grenzbelastung von der konkreten
Situation in der Bedarfsgemeinschaft abhängt, lässt
sich doch zusammenfassend sagen, dass auf Grund
der neuen Regeln keine starken Anreizwirkungen
zu erwarten sind. Sie werden daher einhellig kriti-
siert (z. B. Boss/Elendner 2005: 57). Die Politik hat
hierauf reagiert und auf dem Jobgipfel Veränderun-
gen beschlossen, die auch im Bereich niedrigerer
Einkommen die Grenzbelastung senken, jedoch
ohne die Anreizsituation substanziell zu verbes-
sern.15 Allerdings steckt die Politik hier in einem Di-
lemma. Eine deutliche Absenkung der Transferent-
zugsrate würde Ð wie in Abbildung 1 verdeutlicht Ð
zum einen zur Anreizschwächung bei den „windfall
beneficiaries“ und zum anderen zu erheblichen fis-
kalischen Mehrbelastungen führen. Dies ließe sich
nur vermeiden, wenn gleichzeitig der Basistransfer
gesenkt würde, wie es verschiedene Beratungsinsti-
tutionen empfehlen (z.B. SVR 2002, Wiss. Beirat
2002). Das kulturelle Existenzminimum wäre dann
erst mit Eigenleistungen der Transferempfänger ge-
sichert. Dies ist politisch offenbar nicht durchsetz-
bar und könnte auch verfassungsrechtlich problema-
tisch sein.

Weitere Reformelemente

Wie stark sich das Arbeitsangebotsverhalten der
Transferempfänger ändert, wird auch von den ande-
ren Elementen der Reform abhängen, unter ande-
rem von der Ausgestaltung der befristeten Arbeits-
gelegenheiten (1-Euro-Jobs). Diese sind gedacht für
ALG-II-Empfänger, die nicht in den primären Ar-
beitsmarkt oder in Eingliederungsmaßnahmen ver-
mittelt werden können. Sie sollen die Verfügbarkeit
der Betroffenen prüfen und diese sollen durch das
Zwischenschalten von gemeinnütziger Arbeit an
eine reguläre Beschäftigung heranführt werden. Im
Hinblick auf die Arbeitsanreize ist die Höhe der
Mehraufwandsentschädigung entscheidend, die im
Gegensatz zu Einkommen aus dem ersten Arbeits-

15 Entscheidend ist hierfür die Wiedereinführung eines Basisfrei-
betrages in Höhe von 100 Euro. Darüber hinaus beträgt die
Transferentzugsrate zunächst 80 Prozent und ab einem Bruttoein-
kommen von 800 Euro 90 Prozent. Bei 1200 bzw.1500 Euro (mit
Kindern) steigt der Wert auf 100 Prozent (Cichorek/Koch/Walwei
2005b).
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markt nicht angerechnet wird. Modellrechnungen
zeigen, dass bei den „alten“ Anrechnungsregeln erst
Bruttostundenlöhne von 6,10Ð11,50 Euro dazu füh-
ren, dass eine Beschäftigung im ersten Arbeitsmarkt
attraktiver wird als die im zweiten (Cichorek/Koch/
Walwei 2005a). Auf Grund der neuen Regeln ist
jetzt die reguläre Beschäftigung aber attraktiver ge-
worden. Nach dem Grundsatz des Forderns wäre ein
umfassender Einsatz dieser Arbeitsgelegenheiten
wünschenswert, allerdings besteht dann trotz der
Erfordernisse der „Zusätzlichkeit“ und des „öffent-
lichen Interesses“ die Gefahr der Verdrängung regu-
lärer Beschäftigung. Auch haben Evaluationen von
ABM und SAM Ð zwei ähnlichen Maßnahmepro-
grammen Ð gezeigt, dass die erwünschte Brücken-
funktion in den ersten Arbeitsmarkt nicht erreicht
wurde (z.B. Hujer/Caliendo/Thomsen 2003). Beides
spricht für Konzentration der Arbeitsgelegenheiten
auf Personengruppen mit geringen Integrations-
chancen auf dem ersten Arbeitsmarkt.

Verstärkt werden könnten die Arbeitsanreize auch
durch eine intensivere Betreuung der ALG-II-Emp-
fänger in den neu gebildeten Job-Centern und insbe-
sondere auch durch die Zahlung eines Eingliede-
rungszuschusses. Hieraus könnte sich ein flexibles
Instrument entwickeln, das die Anreizwirkung der
Anrechnungsregeln ergänzt. Bei einer Gesamtbeur-
teilung muss auch daran gedacht werden, dass die
Reform nicht nur das Verhalten der direkt vom
ALG II Betroffenen beeinflusst. Es ist auch damit
zu rechnen, dass die Integrationsbemühungen der
Empfänger von Arbeitslosengeld I ansteigen. Ver-
stärkt wird dies durch die Kürzung der Anspruchs-
dauer für ältere Arbeitslosengeldempfänger im
Rahmen des „Gesetzes zu Reformen am Arbeits-
markt“ auf maximal 12 Monate für unter 55jährige
und auf maximal 18 Monate für die Älteren. Diesen
Überlegungen tragen die Arbeiten von Christensen
Rechnung. In einer früheren Arbeit hat er (Chris-
tensen 2003) bereits anhand der SOEP-Daten ge-
zeigt, dass die Höhe des Reservationslohnes zu Be-
ginn der Arbeitslosigkeit Einfluss auf die Über-
gangsrate in Erwerbstätigkeit hat. In einer neueren
Arbeit (Christensen 2004) bestimmt er für verschie-
dene Personengruppen auf der Basis eines nichtsta-
tionären Modells der Arbeitssuche die Auswirkun-
gen der Zusammenlegung von Arbeitslosen- und
Sozialhilfe sowie der Kürzung der Bezugsdauer des
Arbeitslosengeldes I auf die Höhe der Reservations-
löhne von Arbeitslosen.16 Aus der Kopplung der

16 Die Ergebnisse hängen stark davon ab, mit welchem Satz die
künftigen Sucherträge diskontiert werden. Christensen verwendet
alternativ Diskontraten von 0,01/0,05/0,1 und stützt seine zentra-
len Aussagen auf die sich bei einem mittleren Satz ergebenden
Werte (Christensen 2004).
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beiden Informationen lassen sich dann Aussagen
über die Veränderungen der Übergangsraten in Er-
werbstätigkeit und zur Arbeitslosigkeitsdauer auf
Grund der Reform ableiten. Es zeigt sich, dass die
Übergangsraten nur für zwei Gruppen wesentlich
ansteigen, nämlich für Arbeitslose, die aufgrund der
Einkommens- und Vermögenssituation nach der
Reform keinen Anspruch auf ALG II haben und für
diejenigen, die vorher einen relativ hohen Arbeitslo-
senhilfeanspruch hatten und jetzt eine drastische
Reduktion erfahren. Über alle Gruppen hinweg ver-
kürzt sich die mittlere Arbeitslosigkeitsdauer um
etwa zwei Wochen und dies bewirkt eine Reduktion
der Arbeitslosenzahl um schätzungsweise 200000
bis 250000 Personen (Christensen 2004: 115).

4.2 Wirkungen auf die Arbeitsnachfrage

Wie aus dem Partialmodell zu ersehen ist, kann die
Umsetzung des erhöhten Arbeitsangebotes in zu-
sätzliche Beschäftigung durch eine bindende Min-
destlohnschranke verhindert werden. Die Nachfrage
nach gering qualifizierten Arbeitnehmern ist folg-
lich davon abhängig, dass die qualifikatorische
Lohnstruktur nach unten erweitert wird. Zentrale
Akteure sind dabei Betriebe mit ihren lohnpoliti-
schen Gestaltungen und die Tarifparteien, insbeson-
dere die Gewerkschaften.

Die meisten Betriebe verfügen über eine interne
Lohnstruktur, die auf einer Rangordnung der Ar-
beitsplätze basiert. Die Lohndifferenzen sind häufig
geringer als die Produktivitätsunterschiede, da die
Firmen befürchten, dass große Lohndifferenzen die
Arbeitsmoral und -leistung negativ beeinflussen
(Gerlach/Stephan 1999). Eine stärkere innerbetrieb-
liche Differenzierung von Löhnen ist aus Fairnesser-
wägungen (Bewley 1998) und aufgrund des von der
Effizienzlohntheorie betonten Zusammenhangs zwi-
schen Lohn und Arbeitsleistung häufig problema-
tisch und produktivitätsmindernd. Freeman (1982)
zeigt, dass gewerkschaftliche Lohnverhandlungen,
die das Ziel „gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ ver-
folgen auch zu einer Verringerung der innerbetrieb-
lichen Lohnstreuung führen können. Bei einer links-
steilen Verteilung der Arbeitseinkommen erhöht
eine Verringerung der Lohnungleichheit auch bei ei-
nem konstanten Erwartungswert der Löhne die Ent-
lohnung des gewerkschaftlichen Medianmitglieds
sowie der Beschäftigten mit unterdurchschnittlichen
Löhnen. Hinzu kommt, dass risikoaverse Gewerk-
schaftsmitglieder, deren zukünftige Lohnentwick-
lung unsicher ist, eine komprimierte Lohnstruktur
vorziehen werden (Agell 2001). Einer Öffnung der
qualifikatorischen Lohnstruktur nach unten sind so-
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mit Grenzen gesetzt. Sie bedarf einer unterstützen-
den Lohnpolitik sowohl von Seiten der Betriebe als
auch der Gewerkschaften. Die ökonomisch begrün-
deten Restriktionen sind jedoch so erheblich, dass
kaum Chancen auf eine schnelle Umsetzung beste-
hen.

Wie stark die Löhne für Geringqualifizierte absin-
ken müssen, damit die Nachfrage groß genug ist,
alle arbeitslosen Hilfeempfängern zu absorbieren,
hängt von der spezifischen Lohnelastizität in diesem
Segment ab. Allerdings ergeben die empirischen
Schätzungen dieser Größe heterogene Ergebnisse.
Zum einen variieren die „cetera“, die in den Be-
rechnungen konstant gehalten werden und zum an-
deren unterscheiden sich Datenbasen und Schätz-
perioden. Sinn et al. (2002: 42) fassen die Ergebnisse
jüngerer Studien zusammen und präsentieren Werte
zwischen Ð0,19 für beschäftigte Frauen im Niedrig-
lohnsektor und Ð2,00 für die Gesamtwirtschaft. Sie
legen ihrer weiteren Analyse vereinfachend einen
mittleren Wert von Ð1,0 für die mittel- bis langfris-
tige Elastizität zu Grunde und kommen zu dem Er-
gebnis, dass die untersten Lohnsätze des Niedrig-
lohnbereichs um etwa ein Drittel (32,9 Prozent) ge-
senkt werden müssten, um das ungenutzte Arbeits-
potenzial im Niedriglohnsektor auszuschöpfen. Die
Arbeitseinkommen einer Vollzeitstelle lägen damit
noch im Unterstützungsbereich des ALG II.

Die vorangehende Darstellung konzentrierte sich in
erster Linie auf das Angebotsverhalten der Hilfe-
empfänger, analysierte aus diesem Blickwinkel den
Übergang der Arbeitslosen in das Beschäftigungs-
system und ging auf die Konsequenzen für die qua-
lifikatorische Lohnspreizung ein. Die folgenden
Überlegungen basieren auf der neueren Suchtheorie
(Shimer 2005, Krause/Lubik 2004, Nagypál 2004,
Bachmann 2005). Diese erweitert den Fokus und be-
rücksichtigt, dass Arbeitskräfte suchende Firmen ar-
beitslose Bewerber mit Konkurrenten vergleichen,
die aus der Nichterwerbstätigkeit oder einer Be-
schäftigung kommen. Bei Existenz von Arbeits-
platzheterogenitäten werden für die Betriebe nicht
alle mit einer Vakanz verbundenen Kosten vor dem
Zusammentreffen mit der Arbeitskraft anfallen.
Wenn Betriebe in dieser Situation mangelhafte In-
formationen über die Beurteilung der Qualität eines
Matches aus der Sicht des Eingestellten haben, kön-
nen sie die Dauer der Beschäftigung nicht korrekt
prognostizieren. Arbeitslose sind bereit, ein Ange-
bot anzunehmen, wenn der arbeitsplatzspezifische
Wert (Lohn, Produktivität, Arbeitsplatzeigenschaf-
ten) über einer Mindestschwelle liegt. Beschäftigte
Sucher hingegen akzeptieren nur Matches, die vor-
teilhafter sind als der gegenwärtige Arbeitsplatz.
Haben sie einen besseren Arbeitsplatz gefunden, so
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wird es schwieriger, einen noch besseren zu entde-
cken und das bedeutet, dass sich der Suchanreiz ab-
schwächt (Manning 2003, S. 250 ff.). Bei arbeitslosen
Bewerbern ist das zwar im Prinzip auch so, aber es
läuft auf niedrigerem Niveau ab. Die Fluktuations-
wahrscheinlichkeit der Letzteren ist daher größer
und folglich sind sie im Vergleich mit beschäftigten
Suchern die weniger attraktiven Bewerber. Firmen
bewerten die Akzeptanz eines Arbeitsplatzes durch
einen beschäftigten Sucher als ein aussagekräftiges
Signal dafür, dass diese Arbeitskraft die neue Be-
schäftigung attraktiv findet und in absehbarer Zu-
kunft keinen zwischenbetrieblichen Arbeitsplatz-
wechsel plant.

Sind die Voraussetzungen heterogener Arbeits-
plätze mit matchspezifischen Investitionen gegeben,
werden Firmen die Löhne als Effizienzlöhne so fest-
legen, dass hohe Fluktuationskosten vermieden wer-
den (Schlicht 1995, 2005). Bei einem positiven ge-
samtwirtschaftlichen Schock nimmt das Angebot an
Vakanzen zu und Firmen versuchen, die Arbeits-
kräfte, deren Verhandlungsposition sich durch zu-
sätzliche Alternativen verbessert hat, durch höhere
Lohnangebote im Betrieb zu halten. Da die über-
wiegende Anzahl der Stellenbesetzungen durch
Übergänge von Beschäftigung zu Beschäftigung
(Shimer 2005, Bachmann 2005) erfolgt, führt ein
Aufschwung auch bei Unterbeschäftigung zu Lohn-
steigerungen. Löhne reagieren folglich vor allem auf
Beschäftigungsveränderungen und die ihnen voran-
gehenden Vakanzen. Diese Reaktionen schwächen
jedoch die Beschäftigungsausweitung ab.

Welche Schlussfolgerungen lassen sich aus diesen
Überlegungen für die Umsetzung in Beschäftigung
des durch die Hartz IV-Reform erhöhten effektiven
Arbeitsangebots ableiten? Bei einem positiven ge-
samtwirtschaftlichen Schock werden die Suchaktivi-
täten beschäftigter Arbeitnehmer zunehmen, um
von dem größeren Angebot an attraktiveren Ar-
beitsplätzen zu profitieren (Krause/Lubik 2004). Die
Folge sind größere Ströme zwischen den Zuständen
Beschäftigung und Beschäftigung sowie Vakanz-
ketten (Akerlof/Rose/Yellen 1988, Contini/Revelli
1997), die mit einer positiven Korrelation zwischen
den Einstellungen auf neuen Arbeitsplätzen und
den Wiederbesetzungen frei gewordener Arbeits-
plätze verbunden sind. Vormals Arbeitslosen eröff-
nen sich vor allem Beschäftigungschancen auf den
am wenigsten attraktiven Vakanzen. Zum einen ist
dieses Ergebnis bei der getroffenen Annahme eines
positiven Schocks nicht überraschend, verweist aber
auf die makroökonomischen Voraussetzungen des
Erfolgs der Reform. Zum anderen basiert dieses Er-
gebnis auf der lange vernachlässigten Rolle der
Übergänge von Beschäftigung in Beschäftigung und
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betont die davon ausgehenden Wirkungen für die
Reintegration von Arbeitslosen in das Beschäfti-
gungssystem und insbesondere den Stellenwert ei-
ner Beschäftigung für Einstellungen auf attraktive-
ren Arbeitsplätzen.

Die durch die Hartz IV-Reform induzierte Zu-
nahme der Beschäftigung ist zudem, wie oben ge-
zeigt wurde, mit Lohnsenkungen verbunden, so dass
ein die Beschäftigung bremsender Effekt nicht oder
nur abgeschwächt zu erwarten ist. Zusätzlich wächst
das Potenzial an Übergängen von Beschäftigung in
Beschäftigung. Die dadurch zunehmende Konkur-
renz um attraktivere Arbeitsplätze verringert den
Lohndruck in bestehenden Arbeitsverhältnissen, die
zur Abwehr von Fluktuationen und zum Schutz
matchspezifischer Investitionen erforderlich sind.

Ergänzende Maßnahmen zur Hartz IV-Reform
könnten die Chancen der Beschäftigten, neue und
attraktivere Arbeitsplätze zu finden, und den davon
ausgehenden Lohndruck weiter abschwächen. Sie
würden damit die Beschäftigungschancen von Ar-
beitslosen zumindest in den Bereichen, in denen
matchspezifische Investitionen nicht zu hoch ausfal-
len, verbessern. So ließe sich durch eine Lockerung
des Kündigungsschutzes die Wettbewerbsposition
von Arbeitslosen im Vergleich zu beschäftigten Su-
chern stärken. Firmen könnten Fehlentscheidungen
bei Einstellungen leichter korrigieren und der stär-
kere Wettbewerb zwischen Arbeitslosen und Be-
schäftigten um attraktivere Arbeitsplätze könnte
den Lohndruck reduzieren. Eine ähnliche Wirkung
geht von geringeren Löhnen für Arbeitslose aus, die
nach Hartz IV über Einstiegsgelder ermöglicht wird.
Auch in diesem Fall geht es bei den Überlegungen
zur Lohnbildung nicht vorrangig darum, die Ar-
beitslosigkeit auf direktem Wege zu reduzieren, son-
dern das primäre Ziel besteht darin, die Chancen
beschäftigter Sucher auf attraktive Arbeitsplätze zu
verringern und den davon ausgehenden Lohnerhö-
hungsdruck abzuschwächen, um Beschäftigungsge-
winne zu ermöglichen. Unterstützt werden könnte
dieser Prozess, wenn es gelänge, durch die Hartz IV-
Reform die Struktur der Arbeitslosigkeit zugunsten
der Kurzzeitarbeitslosen zu verändern und wenn die
Nachfrage nach gering Qualifizierten nach den Über-
legungen des Magdeburger Modells (Schöb/Wei-
mann 2003) durch eine Erstattung des Sozialversiche-
rungsbeiträge an die Arbeitgeber gestärkt würde.

5 Fazit

Die eingangs zitierten Ziele der Initiatoren der
Hartz-Kommission, die Arbeitslosigkeit bis zum
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Ende dieses Jahres um 2 Millionen zu senken und
gleichzeitig die Dauer der Arbeitslosigkeit zu ver-
kürzen, können nach den vorangehenden Ausfüh-
rungen nicht Ð und zwar auch nicht mal näherungs-
weise Ð erreicht werden. Daraus kann allerdings
nicht unmittelbar ein Scheitern der eingeleiteten
Reformschritte abgeleitet werden, da die Zielset-
zung von vornherein als unrealistisch angesehen
werden musste. Die erheblichen Regeländerungen
einschließlich der damit verbundenen organisatori-
schen Umgestaltungen brauchen Zeit, um ihre Wir-
kungen zu entfalten. Mittelfristig erscheint eine et-
was stärkere Reduktion der Arbeitslosigkeit dann
wahrscheinlicher, wenn zusätzliche Instrumente, die
das Reformpaket vorsieht, eingesetzt werden. Dazu
zählen eine intensive Betreuung der Arbeitslosen in
Job Centern, der Abschluss von Eingliederungsver-
trägen mit eventuell zusätzlichen Bildungsangebo-
ten, die Zahlung von Eingliederungszuschüssen und
ein verstärktes Angebot von Arbeitsplätzen im
Niedriglohnbereich, das Tests auf Arbeitswilligkeit
und realistische Sanktionsdrohungen erlaubt.

Wichtig wäre auch eine Verbesserung der makro-
ökonomischen Rahmenbedingungen, die allerdings
nicht zu einer Verstärkung des Lohndrucks führen
sollte. Stattdessen müsste durch eine stärkere Sprei-
zung der Löhne nach unten die Nachfrage nach Ge-
ringqualifizierten gestärkt werden. Unterstützend
würde auch eine Lockerung des Kündigungsschut-
zes wirken, die die Wettbewerbsposition von Ar-
beitslosen im Vergleich mit beschäftigten Suchern
stärken könnte und damit den Lohnerhöhungsdruck
abschwächen würde. Da aller Voraussicht nach wei-
terhin von niedrigen Inflationsraten auszugehen ist,
werden sich die Arbeitsmärkte und Lohnsetzungsin-
stitutionen wahrscheinlich langfristig durch die ver-
stärkte Nutzung flexibler Kompensationen und zeit-
lich begrenzter Beschäftigungsverhältnisse auch ge-
gen den Widerstand von Gewerkschaften und Insi-
dern anpassen. Die Hartz IV-Reform kann als ein
erster Schritt hierzu angesehen werden, ein Schritt,
der nur indirekt auf die Beschäftigungswirkungen
von Lohnsetzungsinstitutionen abzielt.
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